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Das bürgerliche Lager zerlegt sich gründlich
Von Joachim Bischoff

Die eigentliche Überraschung der Hamburger Bürgerschafts-
wahl liegt in der Aufsplitterung des bürgerlichen Lagers. Ent-
gegen den Erwartungen vieler Politikexperten ziehen die 
Freien Demokraten mit 7,4% und die rechtspopulistische Al-
ternative für Deutschland mit 6,1% in die Bürgerschaft ein. 
Die häufi g tot gesagte FDP holt mit einem nach US-ameri-
kanischem Vorbild geführten Wahlkampf immerhin knapp 
7.000 Stimmen zusätzlich. Die AfD setzt mit etwa 42.000 Stim-
men ihren Aufstieg fort. Sie blieb zwar deutlich hinter den 
Ergebnissen in den neuen Bundesländern zurück, kann sich 
aber gleichwohl Hoffnung machen, den Einbruch in das eta-
blierte Parteiensystem geschafft zu haben. 

Leidtragende dieser Flügelbewegung zwischen erneu-
ertem Liberalismus und Rechtspopulismus war die CDU. Mit 
einem Verlust von 38.000 Stimmen blieb sie bei einem Stimm-
anteil von 15,9% hängen. Keine Frage, dies ist der beispiellose 
Niedergang einer Volkspartei, der selbst noch entsprechende 
Niedergangsoperationen der Sozialdemokratie toppt. 

Das Kernsegment des bürgerlichen Lagers hatte zuvor bei 
der KandidatInnenaufstellung gründlich aufgeräumt. Die Aus-
wechselung von liberalen Geistern durch rechtskonservative 
Unionsleute konnte freilich nicht die auseinanderstrebenden 
Kräfte bündeln. Gleich nach der Wahl wurde die Rechtsver-
schiebung in der CDU fortgesetzt. CDU-Landeschef Marcus 
Weinberg trat zurück. Seine These: Strategie und Kampagne 
des Wahlkampfes seien falsch gewesen. Die Partei müsse nun 
mit neuen Köpfen und Ideen versuchen, die verlorenen Wäh-
lerInnen zurückzuholen. Nikolaus Haufl er, ehemaliger Ab-
geordneter der Bürgerschaft, sagte, die Wahlschlappe der 
CDU sei Wersichs persönliche Niederlage. Er solle nicht an 
die Fraktionsspitze zurückzukehren, die Partei wieder mehr 
auf der Thema Innere Sicherheit zu setzen. »Wo ist denn un-

ser Markenkern Innere Sicherheit?«, fragte der neue Abgeord-
nete und Landeschef der Deutschen Polizeigewerkschaft, Joa-
chim Lenders. »Wir haben ihn verschlafen.« Der Abgeordnete 
Jörg Hamann kündigte an, der Regierung »die volle Oppositi-
onsbreitseite« zu geben.

Nach dem historischen Wahldebakel der Hamburger CDU 
bewerben sich zwei Kandidaten um den freigewordenen Vor-
sitz der Landespartei. Sowohl der Bundestagsabgeordnete und 
bisherige Stellvertreter Rüdiger Kruse als auch der ehemalige 
Vizechef der Bürgerschaftsfraktion, Roland Heintze, werfen 
für die Nachfolge des zurückgetretenen Marcus Weinberg ih-
ren Hut in den Ring. Kruse will die liberalen Traditionen der 
hanseatischen Partei unter Ole von Beust voranbringen. Er 
macht vor allem mangelndes Profi l der Christdemokraten für 
die Schlappe verantwortlich. »Was wir nun entwickeln müs-
sen, ist eine Vision für Hamburg, für die es sich lohnt, CDU 
zu wählen«. Nach der Niederlage seiner Partei bei der Bürger-
schaftswahl wolle er für eine Stadt kämpfen, die nicht nur 
verwaltet werde. Besonders wolle er die Themen Industrie, 
Handel und Gewerbe sowie Kultur und Hochschulen bearbei-
ten. 

Kruse wird es schwer haben, sich gegen den starken rech-
ten Flügel durchzusetzen. Zu links, zu liberal, zu nett: Das sa-
gen viele CDUler auf die Frage, warum ihre Partei so abge-
schmiert ist. Sie fordern einen Rechtsruck. Ihr Kernthema: 
Innere Sicherheit. Da wird ein »ganz harter innenpolitischer 
Kurs« (Karl-Heinz Warnholz) gefordert, ein »starker Fokus auf 
Sicherheit, Ordnung, Sauberkeit« (Dennis Gladiator). »Zurück 
zu alten Wurzeln«, ruft Joachim Lenders. Der Erfolg der AfD 
hat die CDU noch mehr geschockt als der der FDP. Jetzt gibt 
es für viele nur ein Ziel: »Die AfD nicht rechts überholen, aber 
überfl üssig machen.« 
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In der Tat hat die CDU bei ihrer bisherigen eher gutsitu-
ierten Wählerklientel dramatisch an Unterstützung verloren. 
»Im Vergleich zur Bürgerschaftswahl 2011 verliert die CDU in
allen untersuchten Stadtgebieten Stimmenanteile, besonders
stark in gutsituierten Wohnlagen. Beispielsweise büßen die
Christdemokraten in Stadtteilen mit wenigen ›Hartz IV‹-Bezie-
herinnen und -Beziehern 9,0 Prozentpunkte ein, während der
Rückgang in Vierteln mit hoher Hilfequote lediglich 5,3 Pro-
zentpunkte beträgt.«

Von dieser Umgruppierung im bürgerlichen Lager hat zum 
einen die FDP profi tiert, weil sich ein Teil der bürgerlichen 
WählerInnen von neoliberaler Politik eine bessere Siche-
rung ihrer Interessen verspricht. »Wie bei der letzten Bürger-
schaftswahl verzeichnet sie die besten Ergebnisse allerdings 
in den Wohngebieten mit hohem Status. Ihr Stimmenanteil in 
Gegenden mit hohem Einkommen beläuft sich auf 13,8%. In 
Stadtteilen mit niedrigem Einkommen sind es dagegen mit 
4,4% deutlich weniger. Im Vergleich zur Wahl vor vier Jah-
ren hat die FDP in allen untersuchten Stadträumen leicht hin-
zugewonnen. Am größten ist der Anstieg in ihren ›reichen‹ 
Hochburgen (Stadtteile mit hohem Einkommen), wo die Frei-
demokraten um 1,9 Prozentpunkte zulegen.«

Der andere Profi teur dieser Zersplitterung des bürgerlichen 
Lagers ist die rechtspopulistische »Alternative für Deutsch-
land« (AfD), die einen starken Zustrom ehemaliger CDU-Wäh-
lerInnen verzeichnen konnte und 6,1% der Stimmen erreichte. 
Allerdings hat die AfD als für den Rechtspopulismus charak-
teristische Sammlungsbewegung auch Resonanz in eher pre-
kären Milieus erfahren. »Der Stimmenanteil der AfD ist in 
statusniedrigen Gebieten höher als in ›guten‹ Wohnlagen. So 
erzielt die Partei in Stadtteilen mit hohem Anteil von SGB II-
Leistungsbezieherinnen und -beziehern 7,4 Prozent der Stim-
men, in Gegenden mit niedriger Hilfequote dagegen lediglich 
5,7 Prozent. In einkommensschwachen Wohnlagen stimmten 
7,2 Prozent für die AfD, in einkommensstarken Gegenden 
nur 5,2 Prozent.« Bei der Bewertung dieser unterschiedlichen 
Stimmenanteile in »guten« und »schlechten« Wohnlagen muss 
allerdings auch die unterschiedliche Wahlbeteiligung berück-
sichtigt werden. Ein Stimmenanteil von 6,3% im Reichenvier-
tel Wellingsbüttel mit einer Wahlbeteiligung von 73,8% hat 
mindestens genau so viel Gewicht wie ein Stimmenanteil von 
9,4% im sozialstrukturell benachteiligten Neuallermöhe mit 
einer Wahlbeteiligung von 39,7%.

Gleichwohl ist die Analyse von ARD und Infratest dimap 
zutreffend, dass die AfD viele Stimmen in ärmeren Wahlbe-
zirken gewann. In Billstedt, Wilhelmsburg und Finkenwerder 
holte die AfD 8,3 Prozent. In Harburg, wo der frühere Schill-
Abgeordnete Peter Lorkowski kandidierte, sogar 9,2%. In ein-
zelnen Wahllokalen erreichte die AfD bis zu 25% der Stim-
men. Auch die Schill-Partei war bei der Wahl 2001 vor allem 
in diesen Teilen der Stadt stark. In Billstedt holte sie teilweise 
mehr als 30% der Stimmen.

Programmatisch hat sich der Hamburger Landesverband 
eher von Antiislamismus und Fremdenfeindlichkeit abge-
setzt. Im Hamburger AfD-Wahlprogramm wird die »Atmo-
sphäre der Weltoffenheit« der Hansestadt herausgestellt. Spit-

zenkandidat Kruse ging jüngst sogar über die Schmerzgrenze 
des rechten Parteifl ügels hinaus, indem er feststellte, der Is-
lam gehöre zu Hamburg. Und weiter: »Über die Frage, ob der 
Islam dazugehören sollte, kann man verschiedener Auffas-
sung sein. Ich würde auch da sagen, er gehört hier dazu.«

Es ging bei der AfD in Hamburg um weit mehr als einen 
erneuten Einzug in ein Landesparlament. Für die neue Partei 
wäre das Scheitern in der Hansestadt nach den Wahlerfolgen 
bei der Europawahl sowie in Sachsen, Brandenburg und Thü-
ringen im vergangenen Jahr mehr als nur ein Dämpfer gewe-
sen, die deutschlandweite Etablierung wäre damit zumindest 
vorerst gestoppt worden. Außerdem hätte eine Niederlage bei 
der Wahl in Hamburg für ein Aufl eben der Richtungskämpfe 
innerhalb der Partei gesorgt. Denn die AfD hatte in der Han-
sestadt im Vergleich zu Sachsen, Brandenburg und Thürin-
gen auf einen eher moderaten Wahlauftritt gesetzt und The-
men wie Asyl und innere Sicherheit nicht in den Mittelpunkt 
gerückt. 

Nichtsdestotrotz bewegt sich die Hamburger AfD in dem 
gleichen Spannungsfeld wie die Gesamtpartei. Einerseits wur-
den Plakatparolen wie »Radikale Islamisten stoppen!« in der 
Öffentlichkeit gezeigt, andererseits setzte sich Spitzenkandi-
dat Kruse deutlich von Ressentiments ab.

Der Richtungsstreit in der AfD ist trotz des Einzugs in die 
Bürgerschaft noch nicht entschieden. Alexander Gauland, 
Parteivize und Fraktionschef in Brandenburg, erklärte gegen-
über der FAZ: »Man darf schon mal die Frage stellen: Ist es 
wirklich klug und richtig, das Wahlprogramm der FDP nach-
zustellen. Dann wählen die Leute nämlich das Original.« Es 
müsse darum gehen, Positionen zu besetzen, welche die FDP 
nicht einnehme. Dazu zählte Gauland u.a. »die ganze Einwan-
derungsproblematik«. Frauke Petry, neben Lucke AfD-Spre-
cherin auf Bundesebene und Fraktionsvorsitzende in Sach-
sen, sieht dies ähnlich. Sie meinte, die AfD hätte in Hamburg 
besser abgeschnitten, wenn sie stärker auf »originäre AfD-In-
halte wie innere Sicherheit, Islam und Zuwanderung gesetzt 
hätte«. Auch BürgerInnen in den prekären und benachteili-
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Eindrücke und Aufträge aus dem Wahlkampf
Von Christiane Schneider

Wahlkampf ist anstrengend, vor allem im Winter. Wahlkampf 
ist aber vor allem auch eine Zeit, in der man in kürzester 
Zeit intensiv lernt. Durch den Kontakt zu vielen Bürgerinnen 
und Bürgern, eher fl üchtig am Infostand, intensiver auf zahl-
reichen Veranstaltungen, und durch die Befassung mit vie-
len, oft ganz neuen Themen. Meinem Eindruck nach haben 
in diesem Wahlkampf besonders viele Einrichtungen, Insti-
tutionen, Vereine usw. zu Veranstaltungen eingeladen, in de-
nen es oft um spezielle, aber in der Regel wichtige und span-
nende Probleme ging. 

Zwei Stadtteilveranstaltungen – im Münzviertel und in 
der Neustadt – haben mich herausgefordert, mich intensiv 
mit der Situation im Wahlkreis zu befassen. Beide Viertel tra-
gen, auf ganz unterschiedliche Weise, einen überproportio-
nalen Anteil von Problemen einer Großstadt. Das Münzvier-
tel hinter dem Hauptbahnhof, eingeklemmt zwischen Gleisen 
und Autobahnzubringern, leistet enorm viel bei der Über-
nahme sozialer Erfordernisse der Metropole Hamburg. Hier 
sind u.a. die Tagesaufenthaltsstätte Herz As, die Stadtmission, 
das Haus Jona und – am Rande – das Gesundheitszentrum 
Drob Inn als großstädtische Zentraleinrichtung für Drogenab-
hängige beheimatet, zwei Jahre lang auch das Winternotpro-
gramm. Die Einrichtungen sind akzeptiert. Das Engagement 
der AnwohnerInnen für die Entwicklung des Viertels ist groß. 
Groß ist jedoch auch die Frustration darüber, dass die viel-
fältigen und kreativen Aktivitäten im Sinne einer partizipa-
torischen Stadtteilentwicklung von unten oft aufl aufen. So 
hat die Stadtteilinitiative im Münzviertel Vorstellungen über 
die Nutzung des Geländes der ehemaligen Schule für Hörge-
schädigte erarbeitet, die die Stadtteilstrukturen erhalten bzw. 
ausweiten und die integrative Funktion des Viertels stärken 
sollen. Diese Vorstellungen drohen jetzt am Verkauf dieses 
letzten städtischen Grundstücks im Viertel zu zerschellen. 
Eine Antwort auf die Frage, wie das verhindert werden kann, 

hatte niemand der eingeladenen KandidatInnen. Diese und 
weitere Fragen habe ich jedoch »mitgenommen«.

Auch in der Neustadt nutzten über 40 AnwohnerInnen 
die Wahlkampfsituation, in der PolitikerInnen auch mal zu-
hören und sich Fragen und Kritik stellen müssen. Auch hier 
ging es wesentlich um BürgerInnenbeteiligung bei der Ge-
staltung der Zukunft des Viertels sowie um die Problematik 
überdurchschnittlicher Belastungen durch Großevents wie 
Hafengeburtstag, Cruise Days, Schlagermove, Motorradgot-
tesdienst, Harley Days… 

Unter den übrigen der ca. 15 Wahlkampfveranstaltungen, 
die ich wahrgenommen habe, hat mich eine besonders beein-
druckt. Die Veranstaltung der Alzheimer Gesellschaft hat mei-
nen Blick auf ein schwieriges Thema erweitert. Wie kann man 
es schaffen und was muss getan und gewährleistet werden, 
dass Demenzerkrankte möglichst lange selbstbestimmt leben 
können? Auf dieser Veranstaltung habe ich eine sehr mutige 
alte Dame kennengelernt, die sich von Beginn an mit ihrer Er-
krankung auseinandergesetzt hat, sodass sie zu jeweils frü-
hen Zeitpunkten eigene Entscheidungen über ihr weiteres Le-
ben treffen konnte. Sie lebt jetzt viele Jahre mit Alzheimer, ist 
sich ihrer Krankheit und Einschränkungen bewusst und geht 
offensiv damit um. Ich habe Ehrenamtliche kennengelernt, 
die Erkrankte dabei unterstützen, ihr Leben noch möglichst 
selbstbestimmt zu leben. Angehörige berichteten darüber, 
wie oft sie durch die Bürokratie nicht unterstützt, sondern 
behindert werden, sodass sie um kleinste Fragen, um Selbst-
verständlichkeiten (z.B. die Bezahlung von Windeln) oft harte 
Auseinandersetzungen führen müssen. Eine lange Diskussion 
gab es über die Problematik, dass die Arbeit der Pfl egekräfte 
schlecht bezahlt ist und vor allem auch wenig Wertschätzung 
erfährt. 26.000 Menschen sind in Hamburg an Alzheimer er-
krankt. Die Alzheimer Gesellschaft gab den anwesenden Po-
litikerInnen sechs Punkte mit auf den Weg, die Handlungs-
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An den Deutschen Olympischen Sport Bund (DOSB):
Olympische Spiele in Hamburg? So nicht!

Am 21. März 2015 wird der 
Deutsche Olympische Sportbund 
(DOSB) entscheiden, ob Ham-
burg oder Berlin für die Olym-
pischen Spiele im Jahr 2024 
oder 2028 ins Rennen gehen 
soll. Angesichts der weitge-
hend fehlenden Informationen 
zu den Kosten, den sozialen 
und ökologischen Auswir-
kungen und aus der Sorge, dass 
die negativen Folgen in der Summe 
überwiegen werden, sagen wir dem 
DOSB zum jetzigen Zeitpunkt: Nein, 
Hamburg ist uns zu schade für 
Olympische Spiele.

Die Befürworter einer Hambur-
ger Olympiabewerbung sprechen 
von »großen Chancen für die 
Stadt«, von »bescheidenen Spielen«, 
einem »Olympia der kurzen Wege«. 
Ein völlig einseitige Werbe-Maschine 
läuft, Transparenz wurde versprochen, 
doch vor allem zu einem Thema wird 
geschwiegen: Was werden uns Olym-
pische Spiele kosten? Das ist für uns 
ein Alarmsignal. Die ehemals als 
»kostenneutral« angepriesene 
Elbphilharmonie 
ist für uns eine 
Mahnung, ganz 
genau hinzuse-
hen. Wir erin-
nern daran, dass 
der Londoner Bevölke-
rung für die Olympischen Sommerspiele 2012 
im Vorfeld Kosten von 2,6 Milliarden Euro verkündet wurden. 
Am Ende waren es insgesamt 18 Milliarden Euro.

Die Handelskammer und andere Wirtschaftsvertreter 
wollen mit der Olympia-Bewerbung »Hamburg in der Welt 
bekannter machen«. Ihr Ziel: Mehr Touristen und vor allem 
mehr Investoren sollen in die Stadt gelockt werden. Wir sind 
sehr für ein weltoffenes Hamburg! Aber wir machen uns Sor-
gen, was noch mehr Investoren mit unserer Stadt anrichten 
werden.

Olympische Spiele, die in Hamburg im und um den Hafen 
durchgeführt werden sollen, werden mächtigen Druck auf 
unsere Lebensbedingungen und die Mieten ausüben. Schon 
heute ist bezahlbarer Wohnraum für viele Menschen in dieser 
Stadt eine Rarität. Die Gefahr weiterer Privatisierungen 
von bislang preiswerten städtischen Flächen und Immo-
bilien würde die soziale Spaltung der Stadt verschärfen. 
Das wollen wir nicht!

Nicht absehbar ist, welche Folgen für 
die Umwelt, das Klima und 

den Verkehr auf Hamburg 
zukommen. Umwelt- und 

Klimaschutz haben für 
den Senat in den letzten 
Jahren kaum eine Rolle 

gespie-
lt, der 
Haushalt 

der Um-
weltbehörde 
wurde deut-

lich gekürzt. 
Mit klima-
neutralen 
Spielen ist 

das bislang 
nicht vereinbar. Die erfor-
derliche Verlagerung der 
Hafenbetriebe wird nicht 
nur für uns Steuerzahle-
rInnen teuer. Selbst der 
Unternehmensverband 

der Hafenbetriebe geht 
von erheblichen Konfl ikten 
zwischen Umwelt- und 

Naturschutz und der Neu-
ansiedlung der Betriebe auf den 

Ersatzfl ächen aus.
Wir fragen auch: Wen laden wir uns 

mit dem Internationalen Olympischen Ko-
mitee (IOC) eigentlich nach Hamburg ein? 
Das IOC steht für Gigantomanie, Kor-
ruption, Intransparenz und undurch-

sichtige Machenschaften. 
Viel ist derzeit von 
Reformen die Rede. Dass 
ausgerechnet diejenigen, 
die Olympische Spiele zur 

Geschäftema- cherei entwickelt haben, 
wirkliche Reformen betrei- ben, überzeugt uns nicht. 
Immer noch werden mit dem »Host-City-Vertrag«, den die 
Ausrichter-Städte unterschreiben müssen, dem IOC und sei-
nen Konzern-Sponsoren monopolartige (Verwertungs-)Rechte 
eingeräumt und der Ausrichter-Stadt weitgehend eigene 
Gestaltungsmöglichkeiten genommen. Oslo und andere Städ-
te haben ihre Bewerbungen zurückgezogen, nachdem diese 
Verträge öffentlich wurden.

Aus all diesen Gründen und Sorgen und weil der DOSB 
am 21. März entscheidet, welche Stadt für eine Olym-
pia-Bewerbung ins Rennen gehen soll, sagen wir jetzt: 
Hamburg ist uns zu schade für Olympische Spiele!

Weitere olympiakritische Informationen fi nden sich auf: 
http://nolympia-hamburg.de
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Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Bürger Innenbrief per E-Mail bezie-
hen oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie eine kurze Mail an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder tim.
golke@linksfraktion.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Buce rius str. 2, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Tim Golke MdHB, Borgfelder Straße 83, 20537 Hamburg.

Kulturtipp: »Ich kam als Gast in euer Land...«

Am 19. Februar hatte der Hamburger Historiker Marcel Bois 
im Rahmen einer Veranstaltung der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
(RLS) Hamburg Aspekte aus seiner Dissertation zu »Kommu-
nisten gegen Hitler und Stalin. Die linke Opposition der KPD 
in der Weimarer Republik« vorgestellt. Eine zentrale Botschaft 
Bois’ war, dass mit Ernst Thälmann die »Stalinisierung« und 
die gleichzeitige Entdemokratisierung der KPD ab Mitte der 
1920er Jahre vollzogen wurde. Über diese Perspektive mag 
man nachdenken, die KollegInnen der Ernst-Thälmann-Ge-
denkstätte hatten am betreffenden Abend jedenfalls schwer 
zu schlucken, so oder so aber ist es für eine aufgeklärte Linke 
nötig, sich von lieb gewordenen Thesen und Heroen zu verab-
schieden, jedenfalls sind diese kritisch zu hinterfragen, wenn 
der Blick auf Strategie und Taktik, Erfahrungen und Konse-
quenzen unverstellt erfolgen soll.

Zu den bittersten Kapiteln der Geschichte der deutschen 
Linken gehört die Verfolgung deutscher AntifaschistInnen 
während der Zeit des Faschismus in der Sowjetunion. Vom 
15. bis 20. März präsentiert die RLS im Zentrum »Barmbek 
Basch« (Wohldorfer Straße 30) eine Ausstellung unter dem Ti-
tel »Ich kam als Gast in euer Land gereist...« Es geht dabei um 
»deutsche Hitlergegner als Opfer des Stalinterrors«, konkret 

um »Familienschicksale 1933-1956«. Viele der hier berück-
sichtigten Betroffenen kamen als Arbeitssuchende Anfang 
der 1930er Jahre oder nach 1933 als politisch Verfolgte in 
die UdSSR, in das Land ihrer Träume und Hoffnungen. Doch 
viele von ihnen wurden ab 1936 Opfer des Terrorregimes un-
ter Stalin. Verbannungen und Mordaktionen, Deportationen 
in das nationalsozialistische Deutschland betrafen Hunderte 
aufrechter deutscher KommunistInnen.

Geschildert wird dieses düstere Kapitel anhand von fünf-
zehn Beispielen, Lebensläufen dreier Exilgenerationen. Die 
gezeigten Fotos und Dokumente stammen aus dem Familien-
besitz der Betroffenen sowie aus deutschen und russischen 
Archiven. Die zweisprachige Ausstellung wurde 2013 in Mos-
kau und Berlin eröffnet und reist seitdem durch verschie-
dene europäische Städte.

Die Ausstellung in Barmbek ist vom 16. bis 20. März täg-
lich von 14.00 bis 19.00 Uhr geöffnet. Der Eintritt ist kosten-
frei. Ergänzt wird die Ausstellung in der betreffenden Woche 
durch ein Begleitprogramm, die Eröffnung am Sonntag, den 
15. März, 16.00 Uhr, ist den Hamburger Antifaschisten Ber-
nard und Wilhelm Koenen im sowjetischen und britischen 
Exil gewidmet (mehr unter www.hamburg.rosalux.de). 
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